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Euthanasie ohne vernüftigen Grund

»Entweder Sie  
schläfern ihn ein – oder 

ich erschieße ihn.«
(München/Schubert) – Über die Euthanasie 
aggressiver Hunde, die rechtliche Verantwor-

tung des Tierarztes und eine Verhaltensbeurtei-
lung, die vor der Injektion stattfinden muss.

Silvesterabend, Notdienst. Ein Mann bringt seinen neun 
Jahre alten Vizsla-Rüden Hektor in die Praxis. Der Hund 
hat wenige Minuten zuvor sein einjähriges Kind im Gesicht 
verletzt. Die Familie hatte Hektor über Jahre als ausgespro-
chen kinderfreundlich erlebt – an seinem Ruheplatz jedoch 
reagierte er auf Annäherung wiederholt mit Knurren. An 
diesem Abend näherte sich das Kind unbeaufsichtigt dem 
Körbchen, in dem der Hund lag. Ein Erwachsener war nicht 
im Raum.
Die forensische Auswertung der Fotos ergab später ober-
flächliche Kratzer und Blutergüsse, keine Bisswunde. Das 
Kind erhielt vorsorglich eine Tetanusprophylaxe; eine Wund-
versorgung war nicht erforderlich. Verhaltensmedizinisch 
handelte es sich um ein ressourcen- beziehungsweise ruhe-
platzassoziiertes, defensives Aggressionsverhalten bei voll-
ständig erhaltener Beißhemmung. Der Hund hatte über Wo-
chen mit distanzvergrößernden Signalen kommuniziert und, 
als diese Signale ignoriert wurden und an diesem Abend 
keine Bezugsperson eingriff, mit einer gehemmten Reaktion 



geantwortet – eine 
relativ niedrigen 
Stufe der Eska-
lationsleiter, auf 
der ein physischer 
Kontakt überhaupt 
stattfindet. Das 
ist kein pathologi-
sches Verhalten, 
sondern biologisch 
gesehen eine regu-
läre Kommunika-
tion eines Caniden. 
Unerwünscht, aber 
nicht pathologisch. 
Während die Mutter mit dem Kind in der Klinik war, forderte 
der Vater in der Praxis eine Entscheidung: Entweder die 
Kollegin schläfere den Hund ein, oder er werde ihn erschie-
ßen. Diese Forderung ist juristisch kein Randdetail: Mit 
der Drohung, den Hund andernfalls selbst zu erschießen, 
kommt der Tatbestand der Nötigung nach § 240 StGB in Be-
tracht – ein Sachverhalt, der eine Strafanzeige gerechtfertigt 
hätte und den man meines persönlichen Erachtens auch 
hätte zur Anzeige bringen sollen.
Hektor wurde eingeschläfert. Fachlich wären an diesem 
Punkt mehrere Zwischenschritte indiziert gewesen: eine 
stationäre Aufnahme über Nacht zur Deeskalation und zur 
Entkopplung der Entscheidung vom akuten Affekt, die Sich-
tung der Verletzungsfotos zur Beurteilung von Bissintensität 
und Beißhemmung, die telefonische Hinzuziehung einer:s 
verhaltensmedizinisch tätigen Kollegin:en. Keiner dieser 
Schritte wurde gegangen. Ein Tier mit prognostisch güns-
tigem Verhalten, das sich mit Managementmaßnahmen si-

Wie gefährlich diese Situation ist, soll-
ten die verantwortlichen Erwachsenen 
einschätzen können. Wenn nicht, sind 
sowohl das Kind als auch der Hund die 
Leidtragenden.
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cher hätte führen lassen, wurde auf Grundlage einer Druck-
situation getötet.
Dieser Fall ist kein Einzelfall. Und die juristische Dimension 
dessen, was an diesem Abend geschah, ist vielen Kollegin-
nen und Kollegen nicht präsent genug.

Was das Gesetz verlangt
Der rechtliche Rahmen ist eindeutig. § 1 Tierschutzgesetz 
bestimmt, dass niemand einem Tier ohne vernünftigen 
Grund Schmerzen, Leiden oder Schäden zufügen darf. § 17 
stellt die Tötung eines Wirbeltiers ohne vernünftigen Grund 
unter Strafe – mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder 
Geldstrafe. Das ist keine Ordnungswidrigkeit, sondern eine 
Straftat.
Entscheidend sind die drei Worte »ohne vernünftigen 
Grund«. Ein vernünftiger Grund für eine Euthanasie ist ein 
unheilbares, therapieresistentes Leiden. Er ergibt sich nicht 
aus dem Wunsch des Halters, nicht aus einer Drohkulisse 
und nicht aus einer Überforderung im Notdienst. Vor allem 
aber muss er belegbar sein – und belegbar heißt: durch 
eine tierärztliche Untersuchung erhoben und dokumentiert.
Wie streng die Rechtsprechung diesen Maßstab anlegt, 
zeigt eine Entscheidung des Amtsgerichts Halle vom 16. 
März 2020. Eine Tierärztin wurde wegen Verstoßes gegen 
§ 17 TierSchG zu einer Geldstrafe von 3.500 Euro verur-
teilt. Sie hatte einen Kleinen Münsterländer euthanasiert, 
nachdem der Halter fünfzehn Beißvorfälle in kurzer Folge 
geschildert hatte – auch gegenüber der eigenen Familie 
und ohne erkennbaren Auslöser. Dennoch sah das Gericht 
keinen vernünftigen Grund als erwiesen an, weil eine um-
fassende Untersuchung des Tieres unterblieben war. Die 
Botschaft ist klar: Rechtlich tragfähig ist nicht die Anamnese 



des Halters, sondern der eigene, dokumentierte tierärztliche 
Befund.
Damit verschiebt sich die Verantwortung an eine Stelle, die 
im Praxisalltag gern übersehen wird. Nicht der Halter trägt 
sie, sondern die Tierärztin oder der Tierarzt, der die Injektion 
setzt. Der Vater am Silvesterabend hätte mit dem Erschie-
ßen des Hundes selbst eine Straftat begangen – strafbar 
gemacht hat sich am Ende dennoch die Kollegin. Wer die 
Nadel führt, trägt die Begründungslast.

Ein wiederkehrendes Muster
Die Konstellation wiederholt sich mit frustrierender Regel-
mäßigkeit. Eine Kollegin bat mich um eine Zweitmeinung zu 
einer jungen Aussie-Hündin, die auf Wunsch der Besitzer 
und mit Einverständnis der Amtstierärztin euthanasiert wer-
den sollte. Das Tier zeigte Aggressionsverhalten gegenüber 
Besuchern, im Außenbereich eine ausgeprägte Angstsym-
ptomatik mit Meideverhalten sowie eine Schwanzwurzel-
dermatitis, die durch stressassoziiertes Lecken unterhalten 
wurde. Medikamentös war die Hündin auf Trazodon einge-
stellt – als Monotherapie, ohne begleitende Verhaltensmodi-
fikation und ohne Managementplan.
Trazodon, ein Serotonin-Antagonist und Wiederaufnahme-
hemmer, wird derzeit häufig verordnet, eignet sich in dieser 
Indikation aber allenfalls als situative Begleitmedikation und 
war für dieses Fallprofil nicht die Substanz der Wahl. Psy-
chopharmaka ohne begleitendes Therapie- und Manage-
mentkonzept sind verhaltensmedizinisch nicht indiziert und 
bei aggressionsauffälligen Hunden zudem mit einem rele-
vanten Risiko verbunden. Das mir übersandte Videomaterial 
zeigte ein ängstliches, defensiv-aggressives Tier ohne Hin-
weise auf Beschädigungsbeißen; ein einzelner gehemmter 
Biss hatte oberflächliche Wunden hinterlassen. Ein solcher 



Befund ist eine Indikation für Management, Maulkorbtraining 
und Verhaltenstherapie – keine Indikation für eine Euthana-
sie
Die zuständige Amtstierärztin hatte das Tier nie gesehen; 
ihre Einschätzung beruhte auf Telefonaten mit der Tante der 
Besitzerin, einer persönlichen Bekannten. Eine verhaltens-
medizinische Untersuchung fand nicht statt, eine Vermitt-
lung wurde nicht geprüft. Zum vereinbarten Vorstellungster-
min in unserer Praxis kam die Hündin nicht – sie war zuvor 
von einem anderen Tierarzt euthanasiert worden, der sie 
ebenfalls nie zuvor gesehen hatte.
Ein weiterer Fall erreichte mich über den Tierschutz: ein 
Hund, seit einer Woche in Obhut, hatte einem Mann in die 
Wade gebissen. Die konsultierte Tierärztin sah sich zu ei-
ner Beurteilung nicht in der Lage – bot aber die Euthanasie 
an. Und ein Kollege berichtete mir von einem Hund, den er 
mit der Begründung »der wollte mich killen« eingeschläfert 
hatte. Grundlage war eine einzige Begegnung in einer Aus-
nahmesituation, mutmaßlich unter Angst oder Schmerz – 
kein Zustand, aus dem sich eine Prognose ableiten lässt. 
Ich stelle mir an dieser Stelle ernsthaft die Frage: Was ist 
nur los? Was passiert hier? Dass es immer mehr Kollegen 
gibt, die dem Wunsch der Halter nachkommen und die Tiere 
einschläfern, erstaunt. Dass es immer häufiger Kollegen 
vom Amt gibt, die nur allzu leicht den Daumen senken wie 
ein Kaiser über der Arena, wenn es um die Empfehlung zur 
Euthanasie geht – sogar ohne das Tier selbst gesehen zu 
haben – ist erschreckend. 

Wer beurteilt die Therapierbarkeit?
An dieser Stelle hält sich ein folgenreiches Missverständ-
nis. Spricht ein:e Amtstierärzt:in eine Empfehlung oder Er-
laubnis zur Euthanasie aus, ist das keine Weisung, die den 



behandelnde:n Tierarzt:in bindet. Er/sie ist nicht verpflichtet, 
ihr gegen die eigene fachliche Überzeugung zu folgen – im 
Gegenteil: Wer ohne vernünftigen Grund tötet, macht sich 
nach § 17 TierSchG selbst strafbar, gleichgültig, wer die Eu-
thanasie empfohlen hat. Und jeder Tierarzt ist berechtigt, vor 
einer Entscheidung ein verhaltensmedizinisches Gutachten 
zu verlangen. Seriöse Amtskolleginnen und -kollegen si-
chern ihre Einschätzung ohnehin auf diesem Weg ab.
Nicht ohne Anlass wird die Sachkundeprüfung für Hunde-
trainer nach § 11 TierSchG vielerorts gemeinsam von einem 
Amtstierarzt und einer Fachperson für Verhalten abgenom-
men: Die Beurteilung von Ursache, Kontext und Therapier-
barkeit hündischen Aggressionsverhaltens erfordert eine 
verhaltensmedizinische Expertise, die im kurativen wie im 
amtlichen Alltag nicht selbstverständlich vorhanden ist. Das 
ist keine Abwertung, sondern eine Frage der Fachkompe-
tenz. Einen kardiologischen Grenzfall entscheiden wir nicht 
ohne Echokardiografie; ein verhaltensmedizinischer Fall 
mit letaler Konsequenz sollte denselben diagnostischen An-
spruch haben und nicht per Telefon entschieden werden.
Als Richtschnur dient dabei ein Grundsatz, der sich mit dem 
rechtlichen Gebot des mildesten Mittels deckt: Zu suchen 
ist der schonendste Weg für das Tier, nicht der bequemste 
für den Halter. Erst wenn dieser Weg nachweislich ausge-
schöpft ist, stellt sich die Frage der Euthanasie überhaupt.

Die Amazon-Mentalität
Die zweite Hälfte des Problems liegt nicht in der Praxis, 
sondern in einer veränderten Haltung gegenüber dem Tier. 
Zunehmend wird ein Lebewesen behandelt wie eine Be-
stellung, die sich zurücksenden lässt, wenn sie nicht den 
Erwartungen entspricht. Die Zahlen des Deutschen Tier-
schutzbundes belegen diese Entwicklung deutlich: In einer 



Trendumfrage unter 218 Tierheimen (Mai 2024) verfügten 
nur noch 18 Prozent über freie Kapazitäten, 69 Prozent mel-
deten mindestens eine sehr hohe Auslastung, fast die Hälfte 
war voll belegt oder überbelegt. 82 Prozent verzeichneten 
seit 2022 steigende Aufnahmezahlen, Aufnahmestopps sind 
vielerorts Alltag.
Als Hauptgründe für die Abgabe nennt der Verband Über-
forderung, Zeitmangel, Verhaltensprobleme bei Hunden 
und gestiegene Tierarztkosten. Auf den pandemiebedingten 
Anschaffungsboom folgte wirtschaftlicher Druck – und eine 
Population von Hunden, die häufig zu schnell erworben, un-
zureichend sozialisiert und leicht wieder abgegeben werden. 
Die endgültigste Form dieser »Rückgabe« ist die Euthana-
sie. Sie erspart das Eingeständnis, dass die eigene Kompe-
tenz nicht ausreicht, während eine andere Stelle möglicher-
weise hätte weiterhelfen können.

Warum Hunde knurren und beißen
Aggressionsverhalten ist meist ein Symptom – von Angst, 
Schmerz, Überforderung oder einer Situation, die das Tier 
nicht anders auflösen kann. Das Knurren steht dabei früh 
auf der Eskalationsleiter: Es ist ein distanzvergrößerndes 
Signal, eine Aufforderung, den Abstand zu vergrößern, und 
damit die Chance zur Deeskalation, bevor es zu einem Kon-
takt kommt. Wer einem Hund das Knurren abtrainiert, nimmt 
ihm die Bremse und lässt ihm den Motor. Nicht selten sind 
es gerade die gut gemeinten Erziehungs- und Trainingsver-
suche, die ein Tier überhaupt erst zum »Beißer« machen. 
Wird das Warnsignal unterdrückt oder bestraft, verschwindet 
die Ankündigung, aber nicht die zugrunde liegende Emotion. 
Der Hund lernt, dass auf sein Knurren nicht gehört wird, und 
verkürzt schlussendlich die Drohphase auf Null. So wird aus 
einem kommunizierenden ein unberechenbares Tier – nicht 



selten das eigentliche Ergebnis der Maßnahmen, die ihn 
vermeintlich sicherer machen sollten.
Diagnostisch entscheidend ist die Unterscheidung zwischen 
einem Hund mit Beschädigungsabsicht und einem defensiv 
motivierten Tier mit erhaltener Beißhemmung, das die Fang-
zähne einmal eingesetzt hat. Der erste hier geschilderte Fall 
verlangt eine sorgfältige, an klaren Kriterien orientierte Risi-
koabwägung. Der zweite verlangt Management, Maulkorb-
training, Verhaltenstherapie, evtl. eine indikationsgerechte 
Medikation – und mitunter die Vermittlung in ein passende-
res Umfeld. Was er nicht verlangt, ist eine letale Entschei-
dung auf Grundlage einer Ferneinschätzung, oder einer 
Beobachtung in einer emotional belasteten Umgebung (wie 
den Praxis-Räumlichkeiten).
Wir Tierärztinnen und Tierärzte sind die letzte fachliche Ins-
tanz vor der Injektion. Ein vernünftiger Grund im Sinne des 
Gesetzes ist weder ein Halterbericht noch eine Drucksitua-
tion, sondern ein Befund, den wir selbst erhoben, dokumen-
tiert und – wenn das Verhalten im Zentrum steht – verhal-
tensmedizinisch durch eine Fachkollegin abgesichert haben. 
Alles andere ist fachlich wie rechtlich nicht haltbar und 
schlicht strafbar.

Workshop

Aus Hektors traurigem Fall und dem heute noch andau-
erndem tiefem Bedauern der Mutter des Kindes, die die 
Entscheidung sehr bereut, ist der SIRIUS-Workshop für 
Bissprävention entstanden – mit dem Ziel, Haltern ein 
Verständnis zu vermitteln, wie aus Angst Aggression wer-
den kann, wie die Calming Signals und Eskalationsstufen 
ihres Hundes zu lesen sind, bevor aus einem Warnsignal 
ein Vorfall wird und ein prognostisch führbares Tier in eine 



Entscheidung gerät, die sich nicht rückgängig machen 
lässt.
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